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Landtagswahlen in Nordrhein-Westfalen 2022

Roland Staude, Vorsitzender des DBB NRW Beamtenbund und Tarifunion, gratuliert 
im Namen des Vorstandes den neu und wiedergewählten Landtagsabgeordneten zu 
ihrer Wahl.

Am 15. Mai 2022 war es so 
weit: Knapp 13 Millionen 
Wahlberechtigte waren auf-
gerufen, sich an der Landtags-
wahl zu beteiligen. Davon 
rund 786 000 junge Men-
schen zum ersten Mal. Leider 
ist die Wahlbeteiligung bei 
dieser Wahl mit 55,5 Prozent 
historisch niedrig ausgefallen 
(65,2 Prozent in 2017). Daraus 
ergibt sich, dass in jedem 
Wahlkreis im Schnitt mehr als 
45 000 Wahlberechtigte nicht 
von ihrem Stimmrecht Ge-
brauch gemacht haben.

Zwar seien die Gründe für die 
extrem niedrige Beteiligung 
schwer einzuschätzen, so 
Staude, es habe aber nach 
seiner Einschätzung nicht an 
einer allgemeinen Wahlmü-
digkeit gelegen. Nach Mei-
nung von Fachleuten liegt der 
Hauptgrund für die gesunke-
ne Wahlbeteiligung an dem 
geringen Ausmaß der Polari-
sierung in Hinblick auf The-
men und Kandidaten.

Das amtliche Endergebnis ist 
bekannt. Die CDU hat 35,7 Pro-
zent der Zweitstimmen, die 
SPD 26,7 Prozent, die Grünen 
18,2 Prozent, die FDP 5,9 Pro-

zent und die AfD 5,4 Prozent 
erreicht. Der neue Landtag 
umfasst jetzt 195 Sitze. Es gibt 
nur noch 14 Ausgleichs-
mandate; 2017 gab es 18. 
Somit verkleinert sich 
der Landtag im Ver-
gleich zur vorheri-
gen Wahlperiode 
um vier Sitze.

Die CDU erhält 
ausschließlich 76 
Direktmandate, die 
SPD 56 Mandate, da-
von 45 Direktmandate, 
und die Grünen 39 Man-
date und davon erst-
mals auch 7 Direkt-
mandate. Die FDP 
und die AfD ziehen 

jeweils mit 12 Mandaten in 
den neuen Düsseldorfer 
Landtag ein. 

Roland Staude freut sich, dass 
die Parteien, die für einen 
Rechtsstaat und damit für die 
freiheitlich demokratische 
Grundordnung stehen, eine 
deutliche Mehrheit im Landtag 
erreicht haben. „Mit Spannung 
verfolgen wir nun die Sondie-
rungsgespräche und Koalitions-
verhandlungen“, so Staude. „Wir 
freuen uns auf eine konstrukti-
ve Zusammenarbeit sowohl mit 
der neuen Landesregierung als 
auch mit der künftigen Opposi-
tion im Landtag.“

Rückblick auf die  
zu Ende gegangene  
17. Wahlperiode

Dem Landtag gehörten in  
der zu Ende gehenden Wahl-
periode 199 Abgeordnete an. 
In 170 Plenarsitzungen wur-
den 2 340 Tagesordnungs-

punkte behandelt. Es 
gab 103 Aktuelle 
Stunden. Die Fach- 
und Unterausschüsse 

kamen auf 1 751 Sit-
zungen, darunter waren 

510 Sachverständigen-
anhörungen. Die Par-

lamentarischen Un-
tersuchungsaus-

schüsse kamen 
auf 249, die En-
quetekommis-
sionen auf 135 

Sitzungen (da-
von 28 Anhörun-

gen). �
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Andreas Hemsing: 
Aufwertung und Entlastung erreicht
Tarifeinigung für den Sozial- und Erziehungsdienst

Nach Einschätzung des dbb Verhandlungsführers Andreas Hemsing haben die 
Tarifparteien sich auf wesentliche Verbesserungen für die Beschäftigten des Sozial- 
und Erziehungsdienstes geeinigt. Und es gebe konkrete Perspektiven und einen 
Einstieg beim wichtigen Thema „Entlastung“.

Dies sagte ein sichtlich erleich-
terter Hemsing, der auch Chef 
der komba gewerkschaft und 
Vorsitzender der DBB NRW Ta-
rifkommission ist, nach dem 
erfolgreichen Abschluss der 
Verhandlungen mit der Verei-
nigung der kommunalen Ar-
beitgeberverbände (VKA) am 
18. Mai 2022 in Berlin. 

Die VKA habe sich lange Zeit 
kaum bewegt, erläuterte der 
dbb Verhandlungsführer. „Ge-
nau deshalb war es wichtig, 
dass die Kolleginnen und Kolle-
gen die Schlagzahl bei Demos 
und Streiks in der letzten Woche 
noch einmal deutlich erhöht ha-
ben. Das ordentliche Ergebnis, 
auf dem wir in Zukunft aufbau-
en können, haben sie durch ihre 
kämpferischen Aktionen erst 
möglich gemacht.“

Zum Beispiel am 13. Mai 2022 
in Aachen demonstrierte die 
komba gewerkschaft eindrucks-
voll für einen fairen Abschluss 
der Tarifverhandlungen.

Weitere Infos mit den konkre-
ten Ergebnissen zu den Tarif-

verhandlungen auf der Web-
site des dbb (https://www.
dbb.de/arbeitnehmende/ 
sozial-und-erziehungsdienst.
html). �
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ver.di-Vorsitzender Frank Werneke, Karin Welge, Oberbürgermeisterin 
der Stadt Gelsenkirchen und Präsidentin der Vereinigung der kommu-
nalen Arbeitgeberverbände und Andreas Hemsing (von links)

Soziale Berufe endlich wertschätzen – Demo am 13. Mai 2022 in Aachen Viele Kolleginnen und Kollegen schlossen sich dem Demonstrationszug an.

Andreas Hemsing mit Demonstranten vor 
der letzten Verhandlungsrunde in Potsdam
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DBB NRW beleuchtet  
Kernthemen des 
öffentlichen Dienstes
Austausch mit NRW-Innenminister Herbert Reul

Der DBB NRW Beamtenbund und Tarifunion besuchte 
am 10. Mai das NRW-Innenministerium zu einem Rück-
blick auf die vergangene Legislatur und beleuchtete da-
bei verschiedene Kernthemen aus Sicht der Beschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes. Das Fazit: Einiges wurde 
erreicht, doch es gibt auch noch vieles zu tun.

Gewalt gegen Beschäftigte 
des öffentlichen Dienstes

Gewalttätige Übergriffe gegen 
Bedienstete sind ein schwer-
wiegendes Problem. Beide Sei-
ten lobten hier die Kampagne 
#sicherimDienst. Der Innenmi-
nister hob insbesondere das 
Engagement der dbb jugend 
nrw hervor. Reul: „Das Thema 
ist hier sehr gut aufgehoben.“

Handlungsbedarf sieht der 
DBB NRW im Rechtsschutz. 
Rechtsreferentin Julia Dalhoff-
Schereik merkte an, dass § 82 a 
LBG NRW, der den Anspruch 
auf Schmerzensgeld regelt, in 
der Praxis hohe Hürden zeige. 
Betroffene müssten zunächst 
ein Klageverfahren einleiten, 
was die meisten aber nicht ris-
kieren. Der DBB NRW fordert 

hier eine deutliche Senkung 
dieser Hürden zum Wohl der 
Bediensteten.

Steigerung der Attraktivität 
des öffentlichen Dienstes

Der Vorsitzende des DBB NRW, 
Roland Staude, machte deut-
lich, dass mit dem Gesetz zur 
Steigerung der Attraktivität 
des öffentlichen Dienstes 
„nicht der große Wurf“ gelun-
gen sei. Insbesondere bei den 
Langzeitarbeitskonten sei noch 
„Luft nach oben“.

Dies wurde auch vom stellver-
tretenden Vorsitzenden des 
DBB NRW, Erich Rettinghaus, 
bestätigt: Das kürzlich verab-
schiedete Gesetz sei für die 
Polizei nicht praxistauglich. 
Himmet Ertürk, ebenfalls stell-

vertretender Vorsitzender des 
DBB NRW, ergänzte, dass res-
sortspezifische Lösungen erfor-
derlich seien. Das zeige sich an 
der Problematik der Polizei, 
gelte aber ebenso für andere 
Verwaltungsbereiche.

Innenminister Reul räumte ein, 
dass das Gesetz in der jetzigen 
Form ein erster Aufschlag sei, 
der sicher noch weiter opti-
miert werden könne und auch 
sollte.

Situation der kommunalen 
Ordnungsdienste

Die Anforderungen an die 
kommunalen Ordnungsdiens-
te haben in der Coronapande-
mie deutlich zugenommen. 
Roland Staude fragte deshalb, 
ob Maßnahmen geplant seien, 

um Personal und Ausstattung 
der Dienste besser aufzustel-
len.

Das Innenministerium verwies 
darauf, dass möglichst schon 
im Herbst modulare Schulun-
gen angeboten werden sollen, 
um Seiteneinsteiger mit unter-
schiedlichen beruflichen Hin-
tergründen flexibel für den 
Dienst ausbilden zu können.

Was die Ausstattung betrifft, 
habe der Digitalfunk oberste 
Priorität, um in Krisenzeiten 
eine reibungslose Kommunika-
tion zu gewährleisten. Dazu sei 
eine Arbeitsgruppe unter Be-
teiligung aller 16 Bundeslän-
der ins Leben gerufen worden. 
Ziel: die Entwicklung einer län-
derübergreifenden Lösung 
noch in diesem Jahr.� UG

Die Delegierten des DBB NRW: Roland Staude, 1. Vorsitzender, 
Himmet Ertürk und Erich Rettinghaus, stellvertretende Vorsitzende, 
und Julia Dalhoff-Schereik, Rechtsreferentin (von links)

NRW-Innenminister Reul im Austausch mit dem DBB NRW Vorstand
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Gewerkschaftstag der vdla gewerkschaft in Kaarst
Roland Staude gratuliert dem neu gewählten 
Vorstand.

Die vdla gewerkschaft hat ihren alle fünf Jahre statt
findenden zweitägigen Gewerkschaftstag am 28. und 
29. April 2022 erneut in Kaarst durchgeführt. Auf der 
öffentlichen Veranstaltung gratulierte der Vorsitzende 
des DBB NRW Beamtenbund und Tarifunion, Roland 
Staude, dem neu gewählten Vorstand.

Die vdla gewerkschaft hat auf 
ihrem Gewerkschaftstag 2022 
einen neuen Vorstand gewählt 
und sich damit neu aufgestellt, 
um sich den Herausforderun-
gen der Gewerkschaftsarbeit in 
der Zukunft zu stellen.

Der neue, verkleinerte Lan-
desvorstand besteht aus dem 
wiedergewählten Vorsitzen-
den Himmet Ertürk, seiner 
wiedergewählten Stellvertre-
terin Ingrid Straub, den bei-
den neu gewählten stellver-

tretenden Vorsitzenden 
Roland Ferres (bisher weite-
res Vorstandsmitglied) und 
Dirk Wildschütz sowie dem 
wiedergewählten Schatz-
meister Björn Herrmann und 
der wieder gewählten Schrift-
führerin Anja Emler. Komplet-
tiert wird der Landesvorstand 
durch die Landesjugendleite-
rin Eileen Claesges und den 
kommissarischen Vorsitzen-
den der Tarifkommission, 
Marcus Najemnik.

An der öffentlichen Veranstal-
tung nahmen neben den DBB 
NRW Vorstandsmitgliedern 

Roland Staude, Andreas 
Hemsing, Stefan Behlau, 
Diana Wedemeier und Mathia 
Arent-Krüger u. a. auch Vertre-
ter und Vertreterinnen der im 
Landtag vertretenen Parteien 
teil. Darunter die Fraktions-
vorsitzenden Verena Schäffer 
MdL (Bündnis 90/Die Grünen) 
und Thomas Kutschaty MdL 
(SPD) sowie der stellvertre-
tende Fraktionsvorsitzende 
Dr. Marcus Optendrenk MdL 
(CDU) und der personalpoliti-
sche Sprecher Ralf Witzel Mdl 
(FDP). Hier wurde von allen 
Seiten festgestellt, dass die 
vdla gewerkschaft ein unver-
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Der DBB NRW Vorstand gratuliert dem vdla Vorsitzenden zur Wiederwahl: Stefan Behlau, Andreas Hemsing, 
Mathia Arent-Krüger, Himmet Ertürk, Diana Wedemeier und Roland Staude (von links).

Der Vorstand mit den Delegierten des vdla Gewerktschaftstags Himmet Ertürk eröffnet den vdla Gewerkschaftstag.
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zichtbarer Partner für die Ta-
riffragen im Land NRW ist.

Arbeitstagung: Forderung 
nach einem Digitalisie-
rungs-Tarifvertrag

Bei den mitunter auch kon
trovers diskutierten Sachan-
trägen auf der Arbeitstagung 
ging es um die Positionierung 
der vdla gewerkschaft zu Fra-
gen wie der Eingruppierung 
von IT-Fachpersonal, der tech-
nischen und allgemeinen 
Ausstattung im Homeoffice, 
beihilferechtlichen Fragen, 
der Attraktivität des Landes-
dienstes, dem Umgang mit 
den nunmehr gesetzlich ein-
geführten Möglichkeiten von 
Langzeitarbeitskonten, der 
wöchentlichen Arbeitszeit der 
Beamtinnen und Beamten so-
wie der Nachhaltigkeit und 
Mobilität.

Aus den Anträgen der Fachgrup-
pen ist insbesondere die Forde-
rung zu einem Digitalisierungs-
Tarifvertrag herauszuheben, da 
dieses Thema aufgrund des 
Fachkräftemangels und der da-
mit verbundenen weiteren Digi-
talisierung von Aufgaben in den 
nächsten Jahren enorme Bedeu-
tung gewinnen wird.�

Seniorenvertretung

Roland Staude bei seinem Grußwort 
auf dem vdla Gewerkschaftstag

Die Delegierten bei 
einer Abstimmung

Verärgerung über das geplante 
Energieentlastungspaket
Sitzung der DBB NRW Landesseniorenvertretung 

Die Mitglieder der DBB NRW Landesseniorenvertretung 
trafen sich am 10. Mai 2022 zu einer Sitzung im Hotel 
Meliá in Düsseldorf. Die Vorsitzende Mathia Arent-Krü-
ger freute sich mit allen Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern nach langer Zeit auf das persönliche Treffen und 
den Austausch miteinander.

Als Gast herzlich willkommen 
geheißen wurde der Vorsitzen-
de des DBB NRW Beamten-
bund und Tarifunion, Roland 
Staude, der zunächst über die 
anstehende Landtagswahl be-
richtete und darauf hinwies, 
dass der DBB NRW mit allen 
demokratischen Parteien/Kan-
didatinnen und Kandidaten in 
Gesprächen steht. Mittelpunkt 
dieser Gespräche sind die ver-
schiedenen Parteiprogramme 
sowie die Interessen und Er-
wartungen des nordrhein-
westfälischen Beamtenbundes 
an die Parteien und die neu zu 
bildende Regierung. 

Mitglieder der Seniorenvertre-
tung und Roland Staude disku-
tierten und tauschten sich u. a. 
über folgende weitere Themen 
aus: den Tarifabschluss vom 
November 2021, die Historie 
der Besoldungsgespräche in 
NRW, die besonderen Regelun-
gen zur Zahlung der „Corona-
prämie“, den Wegfall der Kos-
tendämpfungspauschale, das 
Energieentlastungspaket und 
die Forderung nach einem 
Versorgungsunterstützungs
gesetz.

Mit großer Verärgerung wurde 
über das geplante Energieent-

lastungspaket diskutiert, das 
Rentnerinnen und Rentner so-
wie Versorgungsempfängerin-
nen und -empfänger unberück-
sichtigt lässt. Die Vorsitzende 
berichtete über Bemühungen, 
Nachbesserungen zu erreichen.

Die weiteren Schwerpunkte 
der Beratungen waren der 
Bericht über die Hauptver-
sammlung der Bundessenio-
renvertretung am 26. April, 

Verbesserungen in der Pflege 
durch das Gesundheits-Versor-
gungs-Weiterentwicklungsge-
setz sowie erste Reformschrit-
te für ein Rentenpaket II.

Abschließend tauschten sich 
die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer über die Senioren
arbeit in den Fachgewerk
schaften und die weiteren 
Planungen für das Jahr 2022 
aus.� MAK

Guido Arens, Roland Staude, Mathia Arent- 
Krüger und Hermann Lang (von links)
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Wussten Sie schon

Die Landesregierung richtet Portal für  
mehr digitale Bürgerbeteiligung ein
Das Land Nordrhein-Westfalen hat sich zum Ziel 
gesetzt, die Qualität der digitalen Öffentlich-
keitsbeteiligung zu verbessern, die Anzahl der 
Angebote im Land zu erhöhen und allen Bürge-
rinnen und Bürgern den Einstieg in sämtliche Be-
teiligungsangebote des Landes zu vereinfachen. 

Die Möglichkeit zur Teilhabe 
unterstützt eine lebendige 
Demokratie und erlaubt der 
Regierung sowie den Verwal-
tungen effizienter und im Sin-
ne der Bevölkerung zu arbeiten. 

Um dieses Ziel umzusetzen, 
steht allen Ministerien, Lan-
desbehörden und Kommunen 
in Nordrhein-Westfalen ab so-
fort das kostenfreie Portal „Be-
teiligung NRW“ zur Verfügung. 

Das Portal bietet eine schnelle 
und unkomplizierte Möglich-
keit, digitale Beteiligungsfor-
mate anzubieten. Zu den Ange-
boten des Portals zählen u. a.:

– �Dialogverfahren – relevante 
Themen diskutieren und Bei-
träge anderer Nutzenden be-
werten lassen; 

– �Meldeverfahren – Ereignis-
se oder Orte des öffentli-
chen Interesses melden las-
sen sowie

– Umfragen – offene oder ge-
schlossene Umfragen durchfüh-
ren und qualifiziert auswerten.�

www.beteiligung.nrw.de 

Hier kann man sich nicht nur  
an interessanten Verfahren 
beteiligen und mitdiskutieren, 
sondern auch als Landesbehör-
de, Kommune oder Kreis in 
Nordrhein-Westfalen eine eige-
ne Beteiligungsseite aufbauen.

Rechtsschutz

Konferenz der Rechtsschutzbeauftragten 
Roland Staude betont Wichtigkeit des gewerkschaftlichen Rechtsschutzes

Die Rechtsabteilung des DBB NRW Beamtenbund und 
Tarifunion kam zu einem Gedanken- und Erfahrungs-
austausch mit den Rechtsschutzbeauftragten der Mit-
gliedsgewerkschaften zusammen.

Die zwischenzeitlich ins dritte 
Jahr gehende Coronapandemie 
ist nicht spurlos am gewerk-
schaftlichen Rechtsschutz vor-
beigegangen: Neue rechtliche 
Fragestellungen tauchten auf, 
Abläufe mussten neu organi-
siert werden, die Kommunika-
tion untereinander erfolgte 
fast ausschließlich digital, nur 
um einige Beispiele der Her-
ausforderungen zu nennen. 

Zudem gab es auch personelle 
Wechsel im Kreis der Rechts-
schutzbeauftragten. Dies alles 
war Grund genug für ein Tref-
fen am 16. Mai 2022 im Hotel 
Meliá in Düsseldorf. Auf Einla-
dung des DBB NRW kamen die 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der Rechtsabteilung des 
nordrhein-westfälischen Be-
amtenbundes mit den Rechts-
schutzbeauftragten der Mit-
gliedsgewerkschaften 

zusammen. Der Erste Vorsit-
zende des DBB NRW, Roland 
Staude, ließ es sich nicht neh-
men, die Teilnehmerinnen  
und Teilnehmer zu begrüßen. 
„Der gewerkschaftliche Rechts-
schutz ist ein wesentlicher Teil 
der gewerkschaftlichen Arbeit 
und des Angebots für die Mit-
glieder“, so Staude.

Die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer nahmen die Gelegen-
heit wahr, sich ohne konkrete 
Tagesordnung kennenzuler-
nen und Erfahrungen auszu-
tauschen. Es konnten aber 
auch untereinander Fragen, 
die sich im täglichen Umgang 
mit Rechtsschutzanträgen 
stellen, besprochen und ge-
klärt werden. Besonders der 
Umfang und Ablauf des ge-
werkschaftlichen Rechtsschut-
zes konnten eingehend erör-
tert werden. 

Teilgenommen haben an der 
Konferenz die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Rechtsab-
teilung des DBB NRW (Julia 
Dalhoff-Schereik, Tanja Henze-
Huppertz, Manuela Trennhaus 
und Malte Poerschke) sowie  
die Rechtsschutzbeauftragten 
Karen Altmann (DJG), Peter 
Brock (BSBD), Jutta Elten (PhV), 
Roland Ferres (vdla), Marion 
Fuchs (BDF), Joachim Klüpfel-
Wilk (VBE), Christopher Lange 
(lehrer nrw), Eckhard Schwill 
und Norbert Neu (komba), 
Katrin Thommessen (DSTG), 
Werner Wolter (BTB), Thorsten 
Ziemek (vLw) und Sarah Zylka 
(DPolG).

Es bestand Einigkeit, dass sol-
che Treffen sinnvoll sind, um 
unkomplizierte Fragen und Pro-
bleme zu diskutieren und zu 
klären, um eine effektive und 
reibungslose Rechtsschutzge-
währung zu gewährleisten. 
Schließlich geht es darum, den 
Mitgliedern möglichst schnell 
Hilfe in häufig besonders belas-
tenden Situationen zu bieten.

Zum Hintergrund: Der DBB 
NRW gewährt den in seinen 
Mitgliedsgewerkschaften or-
ganisierten Kolleginnen und 
Kollegen als gewerkschaftliche 
Serviceleistung berufsbezoge-
nen Rechtsschutz. Die Rechts-
schutzgewährung richtet sich 
nach den Vorgaben der Rechts-
schutzordnung des DBB NRW 
Beamtenbund und Tarifunion. 
Die Mitglieder der Fachge-
werkschaften des DBB NRW 
können Rechtsschutz in An-
spruch nehmen, indem sie sich 
zunächst an die jeweilige Mit-
gliedsgewerkschaft wenden 
und dort den Rechtsschutz 
beantragen.� MP
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Jugend

Warum der öffentliche Dienst bunter werden sollte
dbb jugend nrw: Anteil junger Beschäftigter mit 
Migrationshintergrund soll weiterwachsen

Steuerbeamte mit polnischen Wurzeln, Polizistinnen 
mit türkischem Hintergrund, Kommunalbeschäftigte, 
deren Eltern aus Russland zugewandert sind. Der öf-
fentliche Dienst, der ureinst als typisch deutsch galt,  
ist vielfältig geworden. Der Anteil junger Beschäftigter 
mit Migrationshintergrund sollte dennoch weiterwach-
sen, findet die dbb jugend nrw.

Ein Viertel der Menschen in 
Deutschland hat eine Zuwan-
derungsgeschichte. In den Stel-
lenbesetzungen im öffentlichen 

Dienst zeigt sich das bislang 
aber noch viel zu wenig. Nur 
neun Prozent der Beschäftigten 
haben im Jahr 2019 einen Mig-

rationshintergrund, wie aktu
elle Zahlen des Mikrozensus 
zeigen. Seit 2005 hat es daran 
wenig Bewegung gegeben. Et-
was mehr Wind in Sachen Ein-
stellung junger Menschen mit 
Zuwanderungsgeschichte täte 
not. Alleine deshalb, weil bis 
2036 die Hälfte der derzeit Be-
schäftigten in der öffentlichen 
Verwaltung in den Ruhestand 
gehen. Ein weiterer Grund: 
Personen mit Migrationshin
tergrund machen einen gro- 
ßen Teil der Bevölkerung in 
Deutschland aus. Inzwischen 

ist rund jeder Vierte zugewan-
dert oder zählt zur zweiten  
Generation von Familien mit 
ausländischen Wurzeln.

„Öffentlicher Dienst sollte 
Spiegel der Gesellschaft sein“

Dem versucht man mit geziel-
ten Werbeaktionen etwas ent-
gegenzusetzen. Die Polizei in 
NRW sucht schon seit vielen 
Jahren gezielt nach jungen 
Kolleginnen und Kollegen mit 
Migrationshintergrund. 2010 
startete die NRW-Landesregie-

Reduzierung der Wochenarbeitszeit  
und flexible Arbeitszeitmodelle
Roland Staude auf dem Kreisgewerkschaftstag des DBB KV Münster

„Der öffentliche Dienst der Zukunft ist nur dann attrak-
tiv, wenn den Beschäftigten flexible Arbeitsmodelle an-
geboten werden, die die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf sicherstellen.“ Dieses Fazit zog der DBB NRW Lan-
desvorsitzende Roland Staude beim DBB Kreisgewerk-
schaftstag am 17. Mai 2022 in Münster.

„Wissenschaftliche Studien  
in mehreren europäischen 
Ländern zeigen“, so Staude, 
„dass Vollzeitkräfte sich eine 
reduzierte Wochenarbeitszeit 
wünschen und dass Teilzeit-
kräfte nach Möglichkeiten su-
chen, ihre Arbeitszeit erhöhen 
zu können. Starre Arbeitsmo-

delle wie die 41-Stunden- 
Woche im Beamtenbereich  
in NRW passen nicht mehr in 
die Zeit. Deswegen“, so der 
DBB NRW Vorsitzende, „set-
zen wir uns für eine Reduzie-
rung der Wochenarbeitszeit 
und für flexible Arbeitszeit-
modelle ein.

DBB Münster Kreisvorsitzender 
Meik Bruns präsentierte den ört-
lichen Vertretern aus den DBB 
NRW Mitgliedsgewerkschaften 
einen umfangreichen Geschäfts-
bericht und stellte damit die 
vielfältige Arbeit des DBB Kreis-
verbandes Münster dar. Mit Mi-
chael Habeck (DPolG) wurde ein 
neuer Kassierer und mit Uli 
Westhues (DSTG) ein neuer Bei-
sitzer gewonnen, die die Arbeit 
des geschäftsführenden Vor-
standes unterstützen werden. 

Infos zur Arbeit des DBB Kreis-
verbandes findet man unter 
www.muenster.dbb-nrw.de.�

Meik Bruns, Michael Habeck und Roland Staude (von links)

Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Kreisgewerkschaftstags des DBB KV Münster
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rung eine Initiative, um auf  
die Chancen im öffentlichen 
Dienst aufmerksam zu ma-
chen. Die Stadt Hamburg wirbt 
mit Flyern um Migranten für 
die Stadtverwaltung. In Berlin 
bemüht sich das „Netzwerk für 
Lehrkräfte mit Migrationshin-
tergrund“ darum, deren Anteil 
zu steigern.

Das macht Sinn, findet auch 
Susanne Aumann, Vorsitzende 
der Deutschen Beamtenbund-
Jugend NRW (dbb jugend nrw). 
„Der öffentliche Dienst sollte 
ein Spiegel der Gesellschaft 
sein. Es ist absolut wichtig, dass 
das so ist, denn er repräsentiert 
die Interessen aller Bürgerinnen 
und Bürger – ganz gleich, wel-
ches Alter, Geschlecht oder wel-
che Zugehörigkeit sie haben.“

Mehr Akzeptanz und 
Kompetenz

Gemeinsam mit der dbb ju-
gend nrw macht sich Aumann 
aber auch aus anderen Grün-
den für eine Entwicklung in 
diesem Sinne stark. Mehr junge 
Menschen mit Zuwanderungs-
geschichte in Sozialämtern, im 
Lehrerberuf oder bei der Feuer-
wehr – das fördere auch die öf-
fentliche Akzeptanz. „Diese 

Menschen haben aufgrund ih-
rer Herkunft besondere Kom-
petenzen, die sie einfließen las-
sen können“, betont die Chefin 
der dbb jugend nrw.

Ein Beispiel: Die meisten spre-
chen neben Deutsch die Spra-
che ihres eigenen Herkunfts
landes oder der elterlichen 
Ursprungsheimat. Das macht 

manches Mal die Verständigung 
leichter und fördert Empathie, 
weil es dadurch Menschen in 
wichtigen Schlüsselpositionen 
gibt, die ein breiteres kulturelles 
Grundverständnis mitbringen. 
„Dies im eigenen Kollegenkreis 
zu erleben, bringt alle ein Stück 
nach vorn, weil es Scheuklap-
pen öffnet“, sagt Aumann. Mit 
Diversität könne man Heraus-

forderungen flexibler begegnen, 
betont sie.

Im Beamtenrecht täten 
Veränderungen not

Es sei zudem eine Frage von 
eigener Haltung: Es wäre wich-
tig, dass die Unterrepräsen-
tanz von Beschäftigten mit 
Migrationshintergrund nicht 

– wie leider zu oft – als Quote 
auf dem Papier steht und die 
Personalgewinnung nicht nur 
auf Azubimessen und über 
Hochglanzbroschüren stattfin-
de, sagt Aumann. Ein Weg 
dorthin sei aus ihrer Sicht, mit 
der Botschaft der Nachwuchs-
gewinnung auch in Schulen 
oder Integrations- und Kultur-
vereinen unterwegs zu sein. 

„Wir brauchen außerdem eine 
zielgruppengerechte Anspra-
che“, betont sie. Gerade digital 
hänge der öffentliche Dienst 
häufig hinterher. 

Auch im Beamtenrecht seien 
Veränderungen erforderlich, 
wenn man diesen Weg be-
schreiten wolle. Es stelle sich 
zu eingeschränkt dar. Lediglich 
Deutsche und EU-Bürgerinnen 
und -Bürger würden darin der-
zeit Berücksichtigung finden. 
„Diese rechtlichen Hürden 
müssten ausgeräumt werden“, 
sagt die Vorsitzende der dbb 
jugend nrw.

Aumann hält diese Maßnah-
men für grundlegend, um 
schließlich auch angesichts des 
vorherrschenden Personal- und 
Fachkräftemangels richtig zu 
reagieren. „Wenn man es ge-
schickt anstellt, erreicht man 
zum Schluss eine Win-win-Si-
tuation in beide Richtungen.“ 
Den Migrationsanteil bei der 
Besetzung von Stellen im öf-
fentlichen Dienst zu erhöhen, 
bringe nicht nur frischen Wind 
und ein vielfältiges Denken in 
den öffentlichen Dienst. Es hel-
fe auch, den Personalnotstand 
ein Stück weit auszumerzen,  
so Aumann.� MK

Migration ist für Susanne Aumann kein Fremd-
wort – sie selbst hat ausländische Wurzeln.
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